
Herausgeber: Dr. Udo Bullmann (V.i.S.d.P.)

www.spd-europa.de

Steuervermeidung stoppen
18.11.2014

Sieben Forderungen der Europa-SPD

1) Definition von Steueroasen vornehmen und wirksame Sanktionen verhängen

Im Dezember 2012 hat die EU-Kommission Kriterien zur Ermittlung von Drittländern, die 
Mindeststandards für verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich nicht einhalten, vorgelegt. 
Diese sind mit existierenden OECD-Standards zu Transparenz und Informationsaustausch 
kompatibel und erweitern diese. Bis Ende 2014 sollen die identifizierten Staaten auf einer 
europäischen schwarzen Liste veröffentlicht werden. Gegen nicht-kooperative Steueroasen sollten 
systematisch und europäisch koordiniert sämtliche Möglichkeiten ausgeschöpft werden: 
Doppelbesteuerungsabkommen neu verhandeln, aussetzen oder beenden, Finanztransaktionen mit 
Sonderabgaben belegen, Investitionen und Staatshilfen einfrieren, Zweigstellen europäischer Banken 
in diesen Drittstaaten schließen. 

 

2) Automatischen Informationsaustausch verbindlich umsetzen und auf alle Länder ausweiten

Anfang November wurde auf der Weltsteuerkonferenz in Berlin ein Abkommen unterzeichnet, in dem 
sich 51 Länder verpflichten, ab Januar 2017 Daten über Auslandskonten von Privatpersonen zu 
erheben und untereinander auszutauschen (Kontostände, Zinsen, Veräußerungsgewinne). Eine 
verbindliche Umsetzung muss gewährleistet werden, und das Abkommen muss zeitnah auf alle 
Länder weltweit ausgeweitet werden.

 

3) Steuerbetrug begünstigenden Banken notfalls die Lizenz entziehen

Gegen europäische Banken und Zweigstellen außereuropäischer Banken in der EU, die Steuerbetrug 
gezielt ermöglichen oder begünstigen, soll strenger vorgegangen werden. Dies gilt auch für Banken, 
die Kooperation mit Steuerverwaltung und Aufsichtsbehörden verweigern. Dabei soll neben der 
Verurteilung zu Strafzahlungen auch der Entzug der Banklizenz geprüft werden. Die Mitgliedstaaten 
müssen nationalen Aufsichtsbehörden und der gemeinsamen europäischen Bankenaufsicht bei der 
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Europäischen Zentralbank in absehbarer Zeit entsprechende Kompetenzen erteilen.

 

4) Unternehmen zur Offenlegung entrichteter Steuern 'Land für Land' verpflichten

Um Steuervermeidung grenzüberschreitend tätiger Unternehmen einzudämmen, sollen diese 
offenlegen, wo sie welche Gewinne erzielen und welche Steuern entrichten. Das Europäische 
Parlament hat das sogenannte 'Country-by-Country Reporting' bereits für Finanzinstitute und 
Unternehmen, die in der Rohstoffindustrie und der Forstwirtschaft tätig sind, durchgesetzt. Im 
Interesse von Steuerzahlern und Investoren sind die Mitgliedstaaten gefordert, die Ausweitung der 
Regel auf alle Großunternehmen zu unterstützen. Die EU-Kommission soll von Ihrem Initiativrecht 
Gebrauch machen und einen entsprechenden Umsetzungsvorschlag vorlegen. Die Mitgliedstaaten 
sollen zudem dafür Sorge tragen, dass die OECD-Initiative gegen Aushöhlung der 
Besteuerungsgrundlage und Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) im 
Rahmen der G-20 vorangetrieben wird. In diesem Zusammenhang – Unternehmen sollen dort ihre 
Steuern zahlen, wo sie ihre Gewinne erwirtschaften!

 

5) Mehrwertsteuerbetrug bekämpfen

Die Einnahmeausfälle durch Mehrwertsteuerbetrug in der EU beliefen sich im Jahr 2012 auf 16% der 
gesamten Mehrwertsteuereinnahmen. Daher soll die EU-Kommission bis Frühjahr 2015 konkrete 
Vorschläge vorlegen, wie man den Mehrwertsteuerbetrug bekämpfen kann. 

 

6) Unternehmensbesteuerung europäisch harmonisieren

Die gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer soll bis 2018 
harmonisiert werden. Darüber hinaus soll die Wahlfreiheit für Unternehmen eingeschränkt werden, 
die sonst zwischen nationalen Steuersätzen und einem gesamteuropäischen Steuersatz abwägen 
könnten. Das Europaparlament hat die gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage für die 
Körperschaftsteuer mit breiter Mehrheit verabschiedet. Daneben brauchen wir einen 
Mindeststeuersatz bei der Unternehmensbesteuerung. Im gemeinsamen Binnenmarkt dürfen 
Wirtschaftsstandorte nicht gegeneinander ausgespielt werden.

 

7) Personalausstattung der Steuerbehörden erhöhen

Steuerbehörden müssen mit ausreichend Personal und Ressourcen ausgestattet sein, um die 
Steuern einzusammeln und Vergehen entsprechend verfolgen und bestrafen zu können. Dieser 
Schritt, der einen entscheidenden Beitrag zu mehr Steuergerechtigkeit leisten wird, wird sich selber 
finanzieren.
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